Schweizerische Eidgenossenschaft
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Bundesbeschluss

iiber die Genehmigung und die Umsetzung eines
Zusatzabkommens zum Doppelbesteuerungsabkommen
zwischen der Schweiz und Frankreich

vom ...

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestiitzt auf die Artikel 54 Absatz 1, 141a Absatz 2 und 166 Absatz 2
der Bundesverfassung (BV)!,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 22. November 20232,

beschliesst:

Art. 1

1 Das Zusatzabkommen vom 27. Juni 20233 zum gednderten Abkommen vom 9. Sep-
tember 19664 zwischen der Schweiz und Frankreich zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermégen und
zur Vermeidung von Steuerbetrug und Steuerflucht (zusammen ein Protokoll) (nach-
stehend «Zusatzabkommen») wird genehmigt.

2 Der Bundesrat wird erméchtigt, das Zusatzabkommen zu ratifizieren.

Art. 2

Das Bundesgesetz vom 18. Juni 20215 iiber die Durchfithrung von internationalen
Abkommen im Steuerbereich (StADG) wird wie folgt gedndert:

Art. 35 Abs. 1 Bst. e und 3
! Der Bundesrat regelt:

e. die Aufteilung zwischen Bund und Kantonen der Betrédge, die die Schweiz
aufgrund eines Abkommens im Steuerbereich von einem anderen Vertrags-
staat erhdlt oder an einen anderen Vertragsstaat iiberweisen muss.
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3 Aufgehoben

Art. 3

I Der Bund beteiligt sich am finanziellen Ausgleich geméss der Vereinbarung vom
29. Januar 19736 zwischen dem Schweizerischen Bundesrat und der Regierung der
Franzosischen Republik iiber den finanziellen Ausgleich beziiglich der in Genf arbei-
tenden Grenzgingerinnen und Grenzginger (nachstehend «Genfer finanzieller Aus-
gleichy).

2 Die Beteiligung des Bundes am Genfer finanziellen Ausgleich entspricht dem Anteil
der direkten Bundessteuer an den Einnahmen aus den Steuern, die auf den Lohnen der
in Genf arbeitenden Einwohnerinnen und Einwohner der Departemente Ain und
Haute-Savoie erhoben werden, hochstens jedoch dem Betrag des neuen Ausgleichs
fur Telearbeit, den der Kanton Genf und die Genfer Gemeinden schulden. Der Maxi-
malbetrag der Bundesbeteiligung wird wie folgt festgelegt:

a. fur Steuerjahre, die nach dem Jahr des Inkrafttretens des Zusatzabkommens?
beginnen: gemiss Absatz 1 Buchstabe ¢ des Zusatzprotokolls zum Abkom-
men {iber die Ausiibung unselbststindiger Erwerbstitigkeit in Form von Te-
learbeit, das durch das Zusatzabkommen eingefiihrt wurde;

b. fiir Steuerjahre zwischen dem 1. Januar 2023 und dem 31. Dezember des Jah-
res, in dem das Zusatzabkommen in Kraft tritt: geméss Artikel 11 Absatz 4
des Zusatzabkommens.

3 Unter Vorbehalt des Inkrafttretens des Zusatzabkommens ist die Beteiligung des
Bundes am Genfer finanziellen Ausgleich ab dem Steuerjahr 2023 geschuldet. Sie
wird dem Kanton Genf vom Bund spétestens am 30. Juni des Jahres, das auf das Jahr
folgt, fiir das der Ausgleich geschuldet ist, iiberwiesen.

4 Ungeachtet des zweiten Satzes von Absatz 3 ist die Beteiligung des Bundes am Gen-
fer finanziellen Ausgleich fiir die Steuerjahre zwischen dem 1. Januar 2023 und dem
31. Dezember des Jahres des Inkrafttretens des Zusatzabkommens spdtestens am
30. Juni des Jahres fillig, das auf das Jahr folgt, in dem das Zusatzabkommen in Kraft
tritt.

5 Der Betrag der Beteiligung des Bundes am Genfer finanziellen Ausgleich fiir ein
bestimmtes Steuerjahr wird an die Entwicklung der Einnahmen aus den Steuern an-
gepasst, die auf den Lohnen der in Genf arbeitenden Einwohnerinnen und Einwohner
der Departemente Ain und Haute-Savoie fiir dieses Steuerjahr erhoben werden.

6 www.estv.admin.ch > Internationales Steuerrecht > Staatenbezogene Steuerinformationen
> Frankreich > IV. Vereinbarungen der Kantone > 1. Grenzgénger > Accord entre le
Conseil fédéral suisse et le Gouvernement de la République frangaise sur la compensation
financiere relative aux frontaliers travaillant a Geneve und https://silgeneve.ch/legis >
Accords et Concordats > Traités internationaux et accords transfrontaliers > Accord entre
le Conseil fédéral suisse et le Gouvernement de la République frangaise sur la compensa-
tion financiére relative aux frontaliers travaillant a Genéve.
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Art. 4

I Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum (Art. 141 Abs. 1 Bst. d
Ziff. 3 BV).

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten der in Artikel 2 festgelegten Anderung des
StADGS.

8 SR 672.2

3/4



Genehmigung und Umsetzung eines Zusatzabkommens BBI12023 2745
zum Doppelbesteuerungsabkommen zwischen
der Schweiz und Frankreich. BB

4/4



	Art. 1
	Art. 2
	Art. 3
	Art. 4

		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2023-12-06T07:15:00+0100
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




